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nähme durchzuführen, hat es den Vertreter 
des Kollektivs, der an der Hauptverhand­
lung erster Instanz teilgenommen hat, zu 
laden, wenn dessen Mitwirkung zur Auf­
klärung des Sachverhalts oder aus anderen 
Gründen notwendig ist.

(4) Für den Fall der Durchführung einer 
eigenen Beweisaufnahme ist der gesell­
schaftliche Ankläger oder der gesellschaft­
liche Verteidiger, der an der Hauptverhand­
lung erster Instanz teilgenommen hat, 
ebenfalls zu laden. Anderenfalls ist der 
gesellschaftliche Ankläger oder der gesell­
schaftliche Verteidiger vom Termin der 
Hauptverhandlung zu benachrichtigen.

Hauptverhandlung
§297

(1) Nach dem Beginn der Hauptverhand­
lung hält der Berichterstatter seinen Vortrag 
über das bisherige gerichtliche Verfahren.

(2) - Hierauf werden der Staatsanwalt 
sowie der Angeklagte und sein Verteidiger 
mit ihren Ausführungen und Anträgen 
gehört. Wer das Rechtsmittel eingelegt hat, 
wird zuerst gehört.

§298

(1) Das Protokoll über die Verhandlung 
erster Instanz und andere dem Urteil erster 
Instanz zugrunde liegende Schriftstücke 
werden verlesen, soweit sie für die Ent­
scheidung von Bedeutung sind.

(2) Das Gericht kann, soweit dies erfor­
derlich ist, ausnahmsweise eine eigene 
Beweisaufnahme durchführen, wenn der 
Angeklagte anwesend ist.

§299
Urteil und Beschluß 1 2

(1) Die Hauptverhandlung schließt mit 
der Verkündung des Urteils oder des Ein­
stellungsbeschlusses.

(2) Das Urteil lautet:
1. auf Zurückweisung des unbegründeten 

Rechtsmittels;
2. auf Abänderung des angefochtenen 

Urteils;
3. auf Aufhebung des angefochtenen 

Urteils und Zurückverweisung der Sache 
an das Gericht erster Instanz oder ein 
benachbartes Gericht gleicher Ordnung. Hat 
das Gericht unter Verletzung des § 30 des

Gerichtsverfassungsgesetzes oder der §§4, 
11 Absatz 2 oder 14 Absatz 1 Ziffer 2 der 
Militärgerichtsordnung entschieden, wird 
die Sache an das zuständige Gericht ver­
wiesen.

(3) Die Einstellung des Verfahrens durch 
Beschluß kann unter den gleichen Voraus­
setzungen ausgesprochen werden wie bei 
den Verfahren erster Instanz (§§ 247 bis 249).

§300
Notwendige Aufhebung 
und Zurückverweisung

Das angefochtene Urteil ist aufzuheben 
und die Sache zurückzuverweisen, wenn

1. das erkennende Gericht nicht vor­
schriftsmäßig besetzt war;

2. das erkennende Gericht nach § 30 des 
Gerichtsverfassungsgesetzes oder §§ 4, 11 
Absatz 2 oder 14 Absatz 1 Ziffer 2 der Mili­
tärgerichtsordnung sachlich unzuständig 
war;

3. die Hauptverhandlung in Abwesenheit 
eines Beteiligten, dessen Anwesenheit das 
Gesetz vorschreibt, stattgefunden hat;

4. das Urteil auf Grund einer Hauptver­
handlung ergangen ist, bei der die Vor­
schriften über die Öffentlichkeit des Ver­
fahrens verletzt sind;

5. die Vorschriften über das Recht auf 
Verteidigung verletzt worden sind.

§301
Selbstentscfaeidung

(1) Beruht das angefochtene Urteil auf 
ungenügender oder unrichtiger Feststellung 
des Sachverhalts und hat das Gericht aus­
nahmsweise eine eigene Beweisaufnahme 
durchgeführt, kann es das angefochtene 
Urteil abändern und in der Sache selbst 
entscheiden.

(2) Ergibt sich auf Grund der Hauptver­
handlung, daß das Urteil im Schuld- oder 
Strafausspruch abzuändern ist, kann das 
Gericht selbst entscheiden, wenn

1. keine höhere als die in erster Instanz 
erkannte Strafe auszusprechen ist;

2. eine höhere als die in erster Instanz 
erkannte Strafe oder eine Zusatzstrafe aus­
zusprechen ist, sofern der Protest zuun­
gunsten des Angeklagten eingelegt und 
dieser anwesend ist.

(3) Das Gericht muß selbst entscheiden, 
wenn der Angeklagte ohne weitere tatsäch-


